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P120131 Totalrevision Postgesetzgebung; Ausführungsbestimmungen zum 
Postgesetz (Verordnung zum Postgesetz): Eröffnung des Vernehmlas-
sungsverfahrens 
 

 
 

 
 
 
://: 1. Der vorgelegte Briefentwurf wird zur Ausfertigung und Weiterlei-

tung an das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation UVEK genehmigt. 

 

 
Begründung  

Der Regierungsrat nimmt gegenüber dem Eidgenössischen Departe-
ment für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) Stel-
lung zum Entwurf der Verordnung zum Postgesetz, welche das vom 
Bundesparlament am 17. Dezember 2010 neu erlassene Postgesetz 
konkretisiert. In seiner Stellungnahme verlangt der Regierungsrat drei 
zentrale Ergänzungen: Erstens soll die Postverordnung eine bestimmte 
Mindestzahl an Poststellen enthalten, welche die Grundversorgung mit 
Postdiensten und mit Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs gewäh-
ren. Zweitens sollen kundenfreundliche Öffnungszeiten festgeschrie-
ben werden. Und drittens sollen in der neuen Postverordnung die 
Funktionen und Dienstleistungsaufgaben von Poststellen und Post-
agenturen näher und verbindlicher beschrieben werden.  

 

                                                                                           
 


